
Jahresabschluss zum 31.12.2017 der
GMVA Niederrhein GmbH

Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-
Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049
Oberhausen, hat im Dezember 2018 im Umlaufverfahren
den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017 mit einer
Bilanzsumme von 98.712.833,99 € und einem Jahres-
überschuss von 12.076.823,52 € festgestellt.

Oberhausen, 28. November 2018

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom 05.02. bis
23.02.2019 in der Zeit von 09:00 Uhr bis 15:00 Uhr im
Verwaltungsgebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße 121, Raum 104, zur
Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 31. August 2018 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der
GMVA Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage Nieder-
rhein Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Oberhau-
sen, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2017 bis zum
31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung und die
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den
ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesell-
schaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung“ vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems so-
wie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beur-
teilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und
der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Ver-
treter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend siche-
re Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Duisburg, 31. August 2018

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez.                                           gez.
Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann          Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer                       Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, 28. November 2018

GMVA Niederrhein GmbH
Geschäftsführung

gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher
gez. Michaela Schröder
gez. Karsten Woidtke

Jahresabschluss zum 31.12.2017 der
GMVA GmbH & Co. KG

Die Gesellschafterversammlung der GMVA GmbH & Co.
KG, 46049 Oberhausen, hat im November 2018 den
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017 mit einem
Jahresüberschuss von 68.796,12 EUR festgestellt.

Das Ergebnis der GMVA GmbH & Co. KG ist vollständig
an die GMVA Niederrhein GmbH auszuschütten. In der
GMVA Niederrhein GmbH soll die Verwendung des Jah-
resüberschusses gemäß den Regelungen der Satzung
erfolgen.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom 05.02. bis
23.02.2019 in der Zeit von 09:00 Uhr bis 15:00 Uhr im
Verwaltungsgebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße 121, Raum 104, zur
Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 31. August 2018 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der
GMVA GmbH & Co. KG, Oberhausen, für das Geschäfts-
jahr vom 01. Januar 2017 bis zum 31. Dezember 2017
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
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abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim-
mungen des Gesellschaftsvertrages liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft.
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung“ vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-
nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaft-
liche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der
Basis von Stichproben beurteilt. 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und ver-
mittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.

Duisburg, 31. August 2018

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez.                                           gez.
Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann          Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer                       Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, 28. November 2018

GMVA GmbH & Co. KG 
Geschäftsführung

gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher
gez. Michaela Schröder
gez. Karsten Woidtke

Jahresabschluss zum 31.12.2017 der
GMVA Verwaltungs-GmbH

Die Gesellschafterversammlung der GMVA Verwaltungs-
GmbH, 46049 Oberhausen, hat im November 2018 den
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017 mit einem
ausgeglichenen Jahresergebnis festgestellt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen vom 05.02. bis
23.02.2019 in der Zeit von 09:00 Uhr bis 15:00 Uhr im
Verwaltungsgebäude der GMVA Niederrhein GmbH,
46049 Oberhausen, Liricher Straße 121, Raum 104, zur
Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 31. August 2018 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der
GMVA Verwaltungs-GmbH, 46049 Oberhausen, für das
Geschäftsjahr vom 01. Januar 2017 bis 31. Dezember
2017 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden
Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung
der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Auf-
gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführ-
ten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss
unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung” vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken,
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-
nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaft-
liche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Die
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild
von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.
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Duisburg, 31. August 2018

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez.                                           gez.
Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann          Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer                       Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, 28. November 2018

GMVA Verwaltungs-GmbH
Geschäftsführung

gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher
gez. Michaela Schröder
gez. Karsten Woidtke

Konzernabschluss zum 31.12.2017 der
GMVA Niederrhein GmbH

Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-
Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049
Oberhausen, hat am 19. Dezember 2018 im Umlaufver-
fahren den Konzernabschluss zum 31. Dezember 2017
mit einer Bilanzsumme von 98.964.369,59 € und einem
Jahresüberschuss von 12.099.883,29 € gebilligt.

Oberhausen, 19. Dezember 2018

Der Konzernabschluss liegt vom 05.02. bis 23.02.2019 in
der Zeit von 09:00 Uhr bis 15:00 Uhr im Verwaltungsge-
bäude der GMVA Niederrhein GmbH, 46049 Oberhausen,
Liricher Straße 121, Raum 104, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Konzernabschlusses beauftragte
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken, Görtz, Lange &
Partner, Duisburg, hat am 20. November 2018 folgenden
Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den von der GMVA Gemeinschafts-Müll-Ver-
brennungsanlage Niederrhein Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung, Oberhausen, aufgestellten Konzern-
abschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung, Anhang, Kapitalflussrechnung und Eigenkapi-
talspiegel - und den Konzernlagebericht, für das Ge-
schäftsjahr vom 01. Januar 2017 bis 31. Dezember 2017
geprüft. Die Aufstellung von Konzernabschluss und Kon-
zernlagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen
Vorschriften liegt in der Verantwortung der gesetzlichen
Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Konzernabschluss und den Konzern-
lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen „Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung” vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen,
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-
stellung des durch den Konzernabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und
durch den Konzernlagebericht vermittelten Bildes der
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des Konzerns sowie

die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems so-
wie Nachweise für die Angaben im Konzernabschluss
und Konzernlagebericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der Jahresab-
schlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen
Unternehmen, der Abgrenzung des Konsolidierungskrei-
ses, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen
der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Konzernabschlusses und des Kon-
zernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Konzernab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Konzerns. Der Konzernlagebericht steht in Ein-
klang mit dem Konzernabschluss, entspricht den gesetz-
lichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage des Konzerns und stellt die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Duisburg, 20. November 2018

VINKEN • GÖRTZ • LANGE UND PARTNER
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

gez.                                            gez.
Dipl.-Kfm. Ralf Hülsmann          Dipl.-Kfm. Dirk Weber
Wirtschaftsprüfer                       Wirtschaftsprüfer

Oberhausen, 19. Dezember 2018

GMVA Niederrhein GmbH
Geschäftsführung

gez. Dr. Angela Sabac-el-Cher
gez. Michaela Schröder
gez. Karsten Woidtke

Kraftloserklärung von Sparurkunden

3005053289

Die obengenannte Sparurkunde wurde für kraftlos erklärt.

Oberhausen, 20.12.2018 

Stadtsparkasse Oberhausen

- Der Vorstand -
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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungs-
beschluss und das Inkrafttreten des Be-
bauungsplans Nr. 726 - Egelbusch -

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 17.12.2018
den Bebauungsplan Nr. 726 - Egelbusch - in der Fas-
sung vom 04.05.2018 als Satzung beschlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 i. V. mit § 13
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) und § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 15
des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.2018, S. 90).

     In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem Be-
bauungsplan Nr. 726 beigefügte Begründung in der
Fassung der Fortschreibung vom 14.11.2018 als Ent-
scheidungsbegründung beschlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 i. V. mit § 13
BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634).

     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 726 liegt in
der Gemarkung Osterfeld, Flur 11, und wird wie folgt
umgrenzt:

     Nordwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 207; diese
in nordöstlicher Richtung verlängert bis zur nordöst-
lichen Grenze des Flurstücks Nr. 207; nordöstliche
Grenze des Flurstücks Nr. 207; nordöstliche, südöstli-
che und südwestliche Grenzen des Flurstücks Nr.
210; südöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 207; östli-
che, südliche und westliche Grenzen des Flurstücks
Nr. 208; westliche Grenze des Flurstückes Nr. 207.

     Der Bebauungsplan Nr. 726 - Egelbusch - liegt mit Be-
gründung vom Tage der Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung an im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Woh-
nungswesen, Denkmalschutz -, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer
Nr. A 004, während der nachstehend genannten
Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag:                      08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag:                                             08:00 - 12:00 Uhr 

     Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt.
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II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO) 

     Der vom Rat der Stadt am 17.12.2018 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 726 
- Egelbusch - wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan
Nr. 726 - Egelbusch - gemäß § 10 Abs. 3 des Bau-
gesetzbuchs (BauGB) in Kraft.

     Hinweise

     1.    Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634) über die Entschädigung von
durch den Bebauungsplan eintretenden Ver-
mögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und
das Erlöschen entsprechender Entschädigungs-
ansprüche wird hingewiesen.

            Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschä-
digungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb
von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres,
in dem die vorbezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.

     2.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

            2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

            3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

     3.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.
2018, S. 90), können Verletzungen von Verfah-
rens- oder Formvorschriften gegen diese Sat-
zung / sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

            a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

            b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

            c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder

            d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters ge-
mäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments des Bebauungsplans Nr. 726 - Egelbusch -
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 17.12.2018 über-
ein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverord-
nung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S.
516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 21.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan 
Nr. 726 - Egelbusch -:

Um ein gefahrloses Manövrieren mit größeren Fahrzeu-
gen zu gewährleisten, ist die Fahrbahn im Bereich der
Wendeanlage Egelbusch zwischen Verkehrsinsel und Be-
bauung teilweise breiter ausgebaut worden als seinerzeit
im Bebauungsplan Nr. 457 - Dorstener Straße / Specht-
straße - festgesetzt. Mit dem Bebauungsplan Nr. 726 wur-
den diese Festsetzungen entsprechend angepasst.

Außerdem sind die im südöstlichen und -westlichen Be-
reich der Wendeanlage bisher ausgewiesenen Geh-,
Fahr- und Leitungsrechte (Flurstücke Nr. 208 und 210)
im Bebauungsplan Nr. 726 nunmehr als öffentliche Ver-
kehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (verkehrsbe-
ruhigter Bereich) festgesetzt worden.

Der Bebauungsplan Nr. 726 wurde gemäß § 13 BauGB
im vereinfachten Verfahren aufgestellt. Deshalb ist ge-
mäß § 13 Abs. 3 BauGB u. a. von der Umweltprüfung
nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach 
§ 2 a BauGB und von der zusammenfassenden Erklä-
rung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen worden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php abrufbar.
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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Einleitung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanver-
fahrens Nr. 31 - Teutoburger Straße /
Turnplatzstraße (Lidl) -

I.    Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.11.2018
beschlossen, dem Antrag des Vorhabenträgers vom
28.09.2018 stattzugeben und ein vorhabenbezogenes
Bebauungsplanverfahren für das im Plan des Bereichs
5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denkmalschutz -
vom 04.10.2018 umrandete Gebiet einzuleiten (vorha-
benbezogener Bebauungsplan Nr. 31).

     Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 31 liegt in der Gemarkung Osterfeld, Flur 19,
und wird begrenzt durch die Teutoburger Straße (süd-

lich), die Huyssenstraße (nördlich), die Turnplatzstraße
(westlich) und die Straße Im Fuhlenbrock (östlich). Es
umfasst in Gänze die Flurstücke Nr. 532 und 534.

     Gesetzliche Grundlage ist § 12 in Verbindung mit § 2
Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634).

     Interessenten können zur Unterrichtung über die La-
ge des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgren-
zen im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz -, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009,
während der Öffnungszeiten:

     Montag - Donnerstag:           08:00 - 16:00 Uhr und
     Freitag:                                  08:00 - 12:00 Uhr

     einsehen.
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     Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31
werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

     - Förderung von Maßnahmen der Innenentwicklung,

     - Prüfung der Auswirkungen des Vorhabens auf
potenziell betroffene zentrale Versorgungsbereiche,

     - Ertüchtigung und langfristige Sicherung eines städ-
tebaulich vollintegrierten solitären Nahversorgungs-
standortes,

     - planungsrechtliche Festsetzung eines großflächigen
Lebensmittel-Discountmarktes,

     - sortimentsbezogene Steuerung von zentren- und nah-
versorgungsrelevanten Sortimenten unter Berücksich-
tigung des Oberhausener Einzelhandelskonzeptes,

     - Prüfung und ggf. Regelung von erforderlichen
Erschließungsanlagen,

     - Prüfung und ggf. Regelung von planungsrechtlichen
Ausgleichserfordernissen.

     Hinweis

     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem Ge-
setzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke be-
treten und Vermessungen, Boden- und Grundwasser-
untersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 19.11.2018 gefasste Be-
schluss zur Einleitung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanverfahrens Nr. 31 - Teutoburger Straße /
Turnplatzstraße (Lidl) - wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Be-
schlusses zur Einleitung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanverfahrens Nr. 31 - Teutoburger Straße /
Turnplatzstraße (Lidl) - stimmt mit dem Ratsbeschluss
vom 19.11.2018 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S.
741), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 11.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Einleitung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanverfahrens Nr. 31:

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31 - Teu-
toburger Straße / Turnplatzstraße (Lidl) - sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden,
um im Sinne der Innenentwicklung und der Sicherung und
Verbesserung einer wohnortnahen Versorgung dem am
Standort bestehenden Lebensmittel-Discountmarkt der Fa.
Lidl einen zeitgemäßen Erweiterungsneubau mit einer Ge-
samtverkaufsfläche von maximal 1.208 m² zu ermöglichen.

Ein entsprechender Antrag der potentiellen Vorhaben-
trägerin, der Fa. Lidl Vertriebs-GmbH & Co. KG, Krum-
mensteg 137, 47475 Kamp-Lintfort, vom 28.09.2018 auf
Einleitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplan-
verfahrens gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 BauGB wurde ge-
stellt. Hierin erklärt die Antragstellerin auch, dass sie
i.S.v. § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB bereit und in der Lage
ist, innerhalb einer im weiteren Planverfahren noch fest-
zulegenden Frist das beantragte Vorhaben umzusetzen.

Das Areal ist derzeit mit einem Lebensmittel-Discount-
markt der Fa. Lidl (Gesamtverkaufsfläche 794 m²) be-
baut. Der seit über zehn Jahren bestehende Markt weist
mittlerweile erhebliche Modernisierungs- und Erwei-
terungsbedarfe auf, um als zeitgemäßer vollintegrierter
Nahversorger seine wohnortnahe Versorgungsfunktion
insbesondere für die umliegende Wohnbebauung auch
langfristig wahrnehmen zu können. Über das vorhaben-
bezogene Bebauungsplanverfahren Nr. 31 sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für einen Erwei-
terungsneubau geschaffen werden, um die Integration
eines dann i.S.v. § 11 Abs. 3 BauNVO großflächigen
Einzelhandelsbetriebes städtebaulich verträglich und im
Rahmen eines förmlichen Bauleitplan- und Beteiligungs-
verfahrens zu steuern.

Der Antragsteller beabsichtigt die aktuell aufstehende
Gebäudesubstanz abzubrechen und durch einen zeitge-
mäßen Neubau einer Filiale im „Metropolkonzept“ der Fa.
Lidl zu ersetzen. Eine „Metropolkonzeptfiliale“ der Fa.
Lidl zeichnet sich unter anderem durch eine moderne
Architektur in ökologischer Bauweise mit Gründach, eine
hohe Energieeffizienz, ein neues Stellplatzkonzept und
eine geräuschoptimierte Warenandienung aus. In dem
dann zweigeschossigen Baukörper soll die Einzelhan-
delsverkaufsfläche im Obergeschoss und im Erdge-
schoss eine eingehauste Stellplatzanlage realisiert wer-
den. Die Warenanlieferung soll ebenfalls in einem einge-
hausten Andienungsbereich abgewickelt werden, um
potentielle Lärmemissionen auf sensible Umgebungs-
nutzungen zu reduzieren und die Einbindung als Nahver-
sorgungsstandort in dessen städtebauliches Umfeld
möglichst verträglich zu gestalten.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Einleitung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanver-
fahrens Nr. 32 - Seniorenresidenz Weseler
Straße (zwischen Jägerstraße und
Forsthofstraße) -

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.11.2018
beschlossen, dem Antrag des Vorhabenträgers vom
02.10.2018 stattzugeben und ein vorhabenbezoge-
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nes Bebauungsplanverfahren für das im Plan des Be-
reichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denk-
malschutz - vom 02.10.2018 umrandete Gebiet einzu-
leiten (vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 32).

     Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 32 liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur
28, nördlich der Weseler Straße zwischen der Jäger-
straße und Forsthofstraße und umfasst in Gänze die
Flurstücke Nr. 136, 348, 349, 352 und 665.

     Gesetzliche Grundlage ist § 12 in Verbindung mit § 2
Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung

vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634).

     Interessenten können zur Unterrichtung über die La-
ge des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgren-
zen im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz -, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009,
während der Öffnungszeiten:

     Montag - Donnerstag:           08:00 - 16:00 Uhr und
     Freitag:                                  08:00 - 12:00 Uhr

     einsehen.
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     Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 32
werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

     - Förderung von Maßnahmen der Innenentwicklung,

     - Wiedernutzbarmachung insbesondere einer brach-
gefallenen Gewerbefläche für eine angepasste und
gebietsverträgliche städtebauliche Entwicklung,

     - planungsrechtliche Festsetzung eines Alten- und Pfle-
geheims sowie eines ergänzenden Wohngebäudes,

     - Einbeziehung von benachbarten Flächen in den
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans und planungsrechtliche Festsetzung
eines Wohngebietes nach der Baunutzungsverord-
nung für diesen Bereich,

     - planungsrechtliche Regelung von erforderlichen Er-
schließungsanlagen,

     - Prüfung und ggf. Regelung von planungsrechtlichen
Ausgleichserfordernissen.

     Hinweis

     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem Ge-
setzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke be-
treten und Vermessungen, Boden- und Grundwasser-
untersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 19.11.2018 gefasste Be-
schluss zur Einleitung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanverfahrens Nr. 32 - Seniorenresidenz
Weseler Straße (zwischen Jägerstraße und Forsthof-
straße) - wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Be-
schlusses zur Einleitung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanverfahrens Nr. 32 - Seniorenresidenz
Weseler Straße (zwischen Jägerstraße und Forsthof-
straße) - stimmt mit dem Ratsbeschluss vom
19.11.2018 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S.
741), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 11.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Einleitung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanverfahrens Nr. 32:

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 32 
- Seniorenresidenz Weseler Straße (zwischen Jägerstraße
und Forsthofstraße) - sollen die planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen geschaffen werden, um das derzeit minder-
genutzte Areal an der Weseler Straße 136 - 142 im Sinne
der Innenentwicklung einer neuen, angepassten und ge-
bietsverträglichen Nutzung zuzuführen. Als solche Nutzung
sind die Entwicklung eines Alten- und Pflegeheims mit 
ca. 80 Einzelzimmern inkl. Quartierscafé sowie die Errich-
tung ergänzender Wohnbebauung vorgesehen.

Ein entsprechender Antrag des Vorhabenträgers, der
Seniorenpark Oberhausen GmbH, ein Unternehmen der
Lindhorst Gruppe, vom 02.10.2018 auf Einleitung eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens gemäß
§ 12 Abs. 2 Satz 1 BauGB wurde gestellt. Hierin erklärt
der Antragsteller auch, dass er i.S.v. § 12 Abs. 1 Satz 1
BauGB bereit und in der Lage ist, innerhalb einer im wei-
teren Planverfahren noch festzulegenden Frist das bean-
tragte Vorhaben umzusetzen.

Das Areal an der Weseler Straße 136 - 142 wurde vor-
mals durch einen Kfz-Handel mit ergänzenden Ausstel-
lungsflächen im rückwärtigen Bereich genutzt. Nachdem
der Kfz-Handel aufgegeben und der ehemalige Ausstel-
lungsraum an der Weseler Straße zurückgebaut wurde,
konnte die Fläche bislang keiner planungs- und bauord-
nungsrechtlich genehmigungsfähigen neuen Nutzung
zugeführt werden. Aktuell befinden sich innerhalb des
Plangebietes ein Wohngebäude (Weseler Straße 142)
mit diversen Garagen im rückwärtigen Bereich, eine klei-
nere private Grünfläche sowie eine vollversiegelte Fläche
des ehemaligen Kfz-Handels, die derzeit insbesondere
im Hinterland als Abstellfläche für Wohnwagen und son-
stige Fahrzeuge genutzt wird. Im Sinne einer langfristig
angestrebten städtebaulichen Ordnung ergibt sich im
Kontext der aktuellen Mindernutzung dieses Areals pla-
nerischer Handlungsbedarf.

Der Antragsteller beabsichtigt innerhalb des Plangebiets
ein Alten- und Pflegeheim sowie ein Wohngebäude mit 
8 - 11 Wohnungen zu realisieren. Diese sollen auf den
ehemals gewerblich genutzten Flächen (Flurstücke Nr.
136, 348, 349 und 352 in Gänze und östlicher Teil des
Flurstücks Nr. 665) entwickelt werden. Die westlich an-
grenzenden Flächen (nordwestlicher Teil des Flurstücks
Nr. 665) sollen im Zuge des Planverfahrens ebenfalls
neu geordnet werden. Hier sind - unter Bestandssiche-
rung und städtebaulicher Integration des bestehenden
Wohngebäudes Weseler Straße 142 - nach derzeitigem
Entwurfsstand zwei zusätzliche Wohngebäude im hinte-
ren Flurstücksbereich vorgesehen, die von der Weseler
Straße aus erschlossen werden sollen. Diese Ent-
wicklungen auf dem Flurstück Nr. 665 sollen allerdings
nicht durch den Antragsteller realisiert werden. Damit
werden sie nicht Bestandteil des Vorhaben- und Er-
schließungsplans gemäß § 12 BauGB und sind auch
nicht Gegenstand des o. a. Antrags vom 02.10.2018. Ge-
mäß § 12 Abs. 4 BauGB können allerdings einzelne
Flächen außerhalb des Bereichs des Vorhaben- und Er-
schließungsplans in den Geltungsbereich des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans mit einbezogen werden, so-
weit dies für eine geordnete städtebauliche Entwicklung
erforderlich ist und die Gemeinde hierfür die erforder-
lichen planerischen Festsetzungen trifft.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.
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Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über die
Verlängerung der Veränderungssperre Nr.
164 für einen Teilbereich des Bebauungs-
plans Nr. 736 - Friesenstraße / Mecklen-
burger Straße - vom 21.12.2018

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 17.12.2018
folgende Satzung beschlossen:

     Satzung
     über die Verlängerung der Veränderungssperre

Nr. 164 vom 21.12.2018

     Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 17 Abs. 1 Satz
3 und 16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634), in Verbindung mit § 7 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17.04.1994 (GV.
NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 15
des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.2018, 
S. 90), in seiner Sitzung am 17.12.2018 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1

     Es wird die Verlängerung der Veränderungssperre 
Nr. 164 beschlossen.

     Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denk-
malschutz - vom 03.11.2017 umrandet dargestellt und
als Anlage dieser Satzung beigefügt.

     Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre Nr. 164 liegt in der Gemarkung Buschhausen,
Flur 11, und umfasst das Flurstück Nr. 165.

§ 2

     Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre (§ 1) dürfen

     1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

     2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verän-
derungen von Grundstücken und baulichen An-
lagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-,
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vor-
genommen werden.

§ 3

     Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verän-
derungssperre baurechtlich genehmigt worden sind,
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bis-
her ausgeübten Nutzung werden von der Verän-
derungssperre nicht berührt.

§ 4

     Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Sie tritt abweichend von § 4 der
Satzung vom 21.12.2017 außer Kraft, sobald und so-
weit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein Bebauungs-
plan rechtskräftig wird, spätestens jedoch am
16.01.2020.

     Anlage zur Satzung über die Veränderungssperre
Nr. 164

     Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 164 liegt vom Tage der Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung an im Technischen Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer
Nr. A 004, während der nachstehend genannten
Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag:                 08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag:                                        08:00 - 12:00 Uhr 

     Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Die vom Rat der Stadt am 17.12.2018 beschlossene
Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 164, ausgefertigt durch den Oberbürger-
meister am 21.12.2018, wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die Satzung über die Verlängerung
der Veränderungssperre Nr. 164 tritt gemäß § 16 Abs.
2 i. V. mit § 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage ihrer
Bekanntmachung in Kraft.

     Hinweise

     1.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

            2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und
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            3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

     2.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.
1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 15
des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.2018,
S. 90), können Verletzungen von Verfahrens-
oder Formvorschriften gegen diese Satzung
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

            a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

            b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

            c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder

            d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

     3.    § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie folgt:

            „Dauert die Veränderungssperre länger als 4
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach 
§ 15 Abs. 1 hinaus, so ist den Betroffenen für da-
durch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten."

            Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf
hingewiesen, dass der Entschädigungsberech-
tigte Entschädigung verlangen kann, wenn die in
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments der Satzung über die Verlängerung der Ver-
änderungssperre Nr. 164 stimmt mit dem Ratsbe-
schluss vom 17.12.2018 überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW.
S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739)), ver-
fahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 21.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über die
Verlängerung der Veränderungssperre Nr.
167 für den Bereich des Bebauungsplans
Nr. 535, 1. Ergänzung - Ortskern Holten -
vom 18.12.2018

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 17.12.2018
folgende Satzung beschlossen:

     Satzung
     über die Verlängerung der Veränderungssperre

Nr. 167 vom 18.12.2018

     Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 17 Abs. 1 Satz
3 und 16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I S. 3634), in Verbindung mit § 7 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.2018,
S. 90), in seiner Sitzung am 17.12.2018 folgende Sat-
zung beschlossen:

§ 1

     Es wird die Verlängerung der Veränderungssperre 
Nr. 167 beschlossen.

     Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denk-
malschutz -, vom 03.01.2018 umrandet dargestellt
und als Anlage dieser Satzung beigefügt.

     Der Geltungsbereich der Veränderungssperre liegt in
der Gemarkung Holten, Flure 1 und 10, und wird wie
folgt umgrenzt:

     Nordwestliche Seite der Bahnstraße; nordwestliche
Seite der Burgstraße; südwestliche Grenzen der Flur-
stücke Nr. 3265 und 3306, Flur 1; südöstliche Seite
der Wasserstraße; in Höhe des Hauses Wasserstra-
ße Nr. 42 die Wasserstraße überquerend; nordwestli-
che Seite der Wasserstraße; südwestliche Grenze
des Flurstückes Nr. 47, Flur 10; nordwestliche Gren-
zen der Flurstücke Nr. 37 - 47, Flur 10; nordöstliche
Grenze des Flurstückes Nr. 37, Flur 10; nordwestliche
Seite der Wasserstraße; die Wasserstraße in Höhe
der Krumme Straße überquerend; südöstliche Seite
der Wasserstraße; nordöstliche Grenzen der Flur-
stücke Nr. 2637 und 3308, Flur 1; nordwestliche Gren-
ze des Flurstückes Nr. 3429, Flur 1; nordöstliche
Grenze des Flurstückes Nr. 3429, Flur 1; nordwestli-
che Grenze des Flurstückes Nr. 2824, Flur 1; nordöst-
liche Grenzen der Flurstücke Nr. 2824, 2404, 2711,
2712 und 2488, Flur 1; südöstliche Grenze des Flur-
stückes Nr. 2488, Flur 1; nordöstliche Grenzen der
Flurstücke Nr. 3308 und 3309, Flur 1; südöstliche
Grenzen der Flurstücke Nr. 3309, 3134, 2184 und
3741, Flur 1; nördliche und nordöstliche Grenze des
Flurstückes Nr. 2384, Flur 1.
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§ 2

     Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre (§ 1) dürfen

     1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

     2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Ver-
änderungen von Grundstücken und baulichen An-
lagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-,
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vor-
genommen werden.

§ 3

     Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verän-
derungssperre baurechtlich genehmigt worden sind,
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bis-
her ausgeübten Nutzung werden von der Verän-
derungssperre nicht berührt.

§ 4

     Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Sie tritt abweichend von § 4 der
Satzung vom 12.01.2018 außer Kraft, sobald und
soweit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein Bebauungs-
plan rechtskräftig wird, spätestens jedoch am
17.01.2020.

     Anlage zur Satzung über die Veränderungssperre
Nr. 167

     Die Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 167 liegt vom Tage der Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung an im Technischen Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer
Nr. A 004, während der nachstehend genannten

Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag:                      08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag:                                             08:00 - 12:00 Uhr 

     Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Die vom Rat der Stadt am 17.12.2018 beschlossene
Satzung über die Verlängerung der Veränderungs-
sperre Nr. 167, ausgefertigt durch den Oberbürger-
meister am 18.12.2018, wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. Die Satzung über die Verlängerung
der Veränderungssperre Nr. 167 tritt gemäß § 16 Abs.
2 i. V. mit § 10 Abs. 3 BauGB mit dem Tage ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

     Hinweise

     1.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1.    eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

            2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und
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            3.    nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

             wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung der Satzung schriftlich gegenüber der
Stadt Oberhausen unter Darlegung des die Verletz-
ung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.

     2.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.
2018, S. 90), können Verletzungen von Verfah-
rens- oder Formvorschriften gegen diese Sat-
zung / sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

            a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

            b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

            c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

            d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

     3.    Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch wird
bzgl. einer Entschädigung auf folgendes hinge-
wiesen:

            „Dauert die Veränderungssperre länger als vier
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach 
§ 15 Abs. 1 hinaus, ist den Betroffenen für da-
durch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten."

            Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf
hingewiesen, dass der Entschädigungsberech-
tigte Entschädigung verlangen kann, wenn die in
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters ge-
mäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments der Satzung über die Verlängerung der Ver-
änderungssperre Nr. 167 stimmt mit dem Ratsbe-
schluss vom 17.12.2018 überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverord-

nung - BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW. S.
516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741)), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 18.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung einer Satzung über den
Erlass der Veränderungssperre Nr. 168 für
einen Teilbereich des Bebauungsplans Nr.
618 - Kewerstraße / Ohrenfeld - vom
18.12.2018

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 17.12.2018
folgende Satzung beschlossen:

     Satzung
     über die Veränderungssperre Nr. 168 vom

18.12.2018

     Der Rat der Stadt hat aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und
16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fas-
sung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), in Verbin-
dung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666),
zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom
23.01.2018 (GV.NRW.2018, S. 90), in seiner Sitzung
am 17.12.2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

     Es wird eine Veränderungssperre beschlossen.

     Der Bereich der Veränderungssperre ist im Plan des
Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denk-
malschutz - vom 30.10.2018 umrandet dargestellt und
als Anlage dieser Satzung beigefügt.

     Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre Nr. 168 liegt in der Gemarkung Alstaden, Flur
8, und umfasst die Flurstücke Nr. 587 und 872.

§ 2

     Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre (§ 1) dürfen

     1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

     2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Ver-
änderungen von Grundstücken und baulichen An-
lagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-,
zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vor-
genommen werden.

§ 3

     Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verän-
derungssperre baurechtlich genehmigt worden sind,
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bis-
her ausgeübten Nutzung werden von der Verän-
derungssperre nicht berührt.
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§ 4

     Diese Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekannt-
machung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald und so-
weit für ihren Geltungsbereich (§ 1) ein Bebauungs-
plan rechtskräftig wird, spätestens jedoch am
16.01.2020. Gemäß § 17 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde
der Zeitraum der Zurückstellung eines Bauvoranfrage
nach § 15 Abs. 1 BauGB (12 Monate) angerechnet.

     Anlage zur Satzung über die Veränderungssperre
Nr. 168

     Die Satzung über die Veränderungssperre Nr. 168
liegt vom Tage der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung an im Technischen Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004,
während der nachstehend genannten Öffnungszeiten
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag:                      08:00 - 16:00 Uhr
     Freitag:                                             08:00 - 12:00 Uhr

     Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.
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II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Die vom Rat der Stadt am 17.12.2018 beschlossene
Satzung über die Veränderungssperre Nr. 168, aus-
gefertigt durch den Oberbürgermeister am
18.12.2018, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Die Satzung über die Veränderungssperre Nr. 168 tritt
gemäß § 16 Abs. 2 i.V.m. § 10 Abs. 3 BauGB mit dem
Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft.

     Hinweise

     1.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1.    eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

            2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

            3.    nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

     2.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.
2018, S. 90), können Verletzungen von Verfah-
rens- oder Formvorschriften gegen diese Sat-
zung / sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

            a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

            b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

            c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder

            d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-
ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

     3.    § 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch lautet wie folgt:

            „Dauert die Veränderungssperre länger als vier
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der

ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach 
§ 15 Abs. 1 hinaus, ist den Betroffenen für da-
durch entstandene Vermögensnachteile eine an-
gemessene Entschädigung in Geld zu leisten."

            Gemäß § 18 Abs. 3 Baugesetzbuch wird darauf
hingewiesen, dass der Entschädigungsberechtig-
te Entschädigung verlangen kann, wenn die in 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh-
ren, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei der Stadt Oberhausen beantragt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments der Satzung über die Veränderungssperre 
Nr. 168 stimmt mit dem Ratsbeschluss vom
17.12.2018 überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmach-
ung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV.
NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. 
S. 741), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 18.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung des Einlei-
tungs- und Erarbeitungsbeschlusses so-
wie der frühzeitigen Beteiligung für zwei
Änderungsverfahren des Regionalen
Flächennutzungsplanes der Planungsge-
meinschaft Städteregion Ruhr der Städte
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne,
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen
Die Änderungen beziehen sich auf zwei
Bereiche in den Städten Mülheim und
Essen. 

Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 24.09.2018 (37 MH)
sowie am 19.11.2018 (40 E) gemäß § 19 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 39 Landesplanungsgesetz und § 2 Abs. 1 Bau-
gesetzbuch die Erarbeitung folgender Änderungen zum
Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) und die Einlei-
tung der entsprechenden Planverfahren beschlossen:

37 MH  Akazienallee (Tennisanlage)
40 E    Bäuminghausstraße / Hövelstraße

(Baggerübungsplatz)

Der Änderungsbereich 37 MH befindet sich in Mülheim
im Stadtteil Speldorf. Begrenzt wird dieser in etwa durch
die Akazienallee und das Theater an der Ruhr im Wes-
ten, den Halbach und die Rennbahn Raffelberg im
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Osten, einen alten Laubholzbestand und dahinter die
Straße „An der Rennbahn“ im Süden und eine Grünflä-
che mit Teich im Norden.

Der Änderungsbereich 40 E befindet sich im Essener
Stadtteil Altenessen-Süd und wird begrenzt durch die
Bäuminghausstraße im Süden, den Gewerbepark M1 im
Westen und den Damm einer ehemaligen Bahntrasse im
Südosten. Im Norden und Nordosten begrenzen private
Grundstücke an der Hövelstraße sowie ein Geh- und
Radweg das Gelände. Bei dem Änderungsbereich han-
delt es sich um das ehemalige Betriebsgelände des
Wetterschachtes „Barbara“ der Zeche Vereinigte Helene
und Amalie.

Der Regionale Flächennutzungsplan der Planungsge-
meinschaft Städteregion Ruhr der Städte Bochum,
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr und
Oberhausen ist nach öffentlicher Bekanntmachung am
03.05.2010 wirksam geworden. Der Plan nimmt gleich-
zeitig die Funktion eines Regionalplans und eines ge-
meinsamen Flächennutzungsplans wahr.

Bezogen auf die vorgenannten Änderungsbereiche kann
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung gem. § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch über die allgemei-
nen Ziele und Zwecke der Planung und deren voraus-
sichtliche Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig
besteht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung.

Hierzu werden die Planunterlagen (jeweils Vorentwurf
des Änderungsplans mit Begründung und Umweltbe-
richt) in der Stadt Oberhausen in der Zeit vom 28.01. bis
28.02.2019 (einschließlich) öffentlich ausgestellt.

Die Planunterlagen können an den behördlichen Arbeits-
tagen wie folgt eingesehen werden:

Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz -
Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A)
Bahnhofstraße 66, Raum A 009
46145 Oberhausen

Die Öffnungszeiten sind wie folgt:

Montags bis donnerstags:         von 08:00 bis 16:00 Uhr,
freitags:                                      von 08:00 bis 12:00 Uhr.

Die Termine und Orte für die Ausstellungen und Diskus-
sionen in den anderen Städten der Planungsgemein-
schaft sind den dortigen Bekanntmachungen und den
Internetseiten der Städteregion Ruhr (http://www.staedte-
region-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu
entnehmen oder bei der Geschäftsstelle Regionaler
Flächennutzungsplan in Essen (Tel.: 0201 8861210 bzw.
0201 8861212) zu erfragen.

Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilt:

Regina Dreßler, Tel.: 0208 825-2449
E-Mail: regina.dressler@oberhausen.de

Uwe Kraus, Tel.: 0208 825-2196
E-Mail: uwe.kraus@oberhausen.de

Alle Planunterlagen zu den Änderungsbereichen können
auf den Internetseiten der Städteregion Ruhr eingesehen
werden.

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abge-
ben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen
Sitzungen des Rates, der Ausschüsse und der Bezirks-
vertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätz-
lich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme.
Die personenbezogenen Daten werden nur für Zwecke
weiter verarbeitet, für die sie erhoben bzw. erstmals ge-
speichert worden sind.

Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung können zu einer Überarbeitung der Vorent-
würfe der RFNP-Änderungen führen; d. h., Planentwurfs-
änderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung sind
möglich und vorgesehen.

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, 20.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister
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Konrad-Adenauer-Allee 46

46049 Oberhausen

dienstags bis sonntags 11 bis 18 Uhr

Infos zu Workshops unter 

Telefon 02 08 _60 70 531-0

gedenkhalle-bunkermuseum@oberhausen.de

www.gedenkhalle-oberhausen.de

Dauerausstellung 
Oberhausen im 
Nationalsozialismus 
1933 – 1945
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Monat

K 2671

Postvertriebsstück

- Entgelt bezahlt - 

DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 7. Februar 2019
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Winter 2019

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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